Protokollentwurf – Redebeitrag des GEW-Vertreters beim GPR der LHM

am 04.05.2017

Herr Salzbrunn:

Der Vertreter der GEW stellt einführend fest, dass die LHM dem TVöD  unterliegt und den Verhandlungs- und Geschäftsführer des KAV stellt. Die Tarifpartner im TVöD sind seit langem aufgefordert, Eingruppierungsrichtlinien für Lehrkräfte zu erarbeiten bzw. anzuwenden. Daher erscheint die jahrzehntelange Praxis der LHM, die Lehrerrichtlinien des TVL anzuwenden, als grundlegend als systemwidrig. Für die TVöD-Verhandlungen 2018 sollen Eingruppierungsrichtlinien für Lehrkräfte verhandelt werden, die die LHM dann anwenden kann.

Bis dahin sollten keine präjudizierenden Fakten geschaffen werden, die die Tarifautonomie unterlaufen. 

Zudem sind zuallererst die verhandlungsführenden Gewerkschaften zu beteiligen.

In diesem Zusammenhang verweist Herr Salzbrunn auf das Tarifvertragsgesetz und auf Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (Koalitionsfreiheit), in denen das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden für alle Berufe gewährleistet wird. Weiterhin ist dort verankert , dass Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, ebenso nichtig und rechtswidrig sind, wie Maßnahmen die darauf gerichtet sind, dies zu verhindern.

Die Landeshauptstadt München sollte sich nicht dem Verdacht aussetzen, diese Normen unterlaufen zu wollen.

Unter dieser Maßgabe lehnt die GEW Bayern die Einführung eines neuen Eingruppierungssystems im städtischen Lehrdienst der LHM kategorisch ab.

In diesem Zusammenhang verweist Herr Salzbrunn darauf, dass die GEW Bayern mit dem VKA Kontakt aufgenommen hat und es nach den Osterferien zu ersten Sondierungsgesprächen zwischen der verhandlungsführenden GEW und dem VKA kommen wird.

Vor diesem Hintergrund und ggf. bevorstehenden Verhandlungen empfiehlt Herr Salzbrunn dem GPR  die Vorlage abzulehnen.

Weiterhin wird von Herrn Salzbrunn auf diverse Details in den Richtlinien der TVL eingegangen, die sich im Entwurf der Sitzungsvorlage für den Stadtrat zur „Eingruppierung der städt. Lehrkräfte; Einführung eines neuen Eingruppierungssystems im städt. Lehrdienst“ wiederfinden und letztlich zur Schlechterstellung und Benachteiligung der tariflichen Lehrkräfte führen, wenn das durch Stadtratsbeschluss in der LHM eingeführt wird.

